
Beschlüsse der Grünen Schleswig-Hostein vom 12.11.11 zu Aussagen zu 
Hartz-IV-Sanktionen und Grundeinkommen im Wahlprogramm 2012

Ursprünglicher Text im Programmentwurf S. 50, Ze. 1428 - 1431:

Die Hartz IV-Gesetze müssen geändert und die Hartz IV-Sätze auf ein
menschenwürdiges Existenzminimum angehoben werden. (Wir setzen uns auf
Bundesebene für ein Sanktionsmoratorium ein, bis die Voraussetzungen für
eine partnerschaftliche Zusammenarbeit zwischen Hartz IV-Bezieherinnen und
Jobcentern gegeben sind.)

Geänderter Text gemäß Änderungsantrag:

„Die Hartz IV-Gesetze müssen geändert und die Hartz IV-Sätze auf ein
menschenwürdiges Existenzminimum angehoben werden. Wir setzen uns auf
Bundesebene für die Abschaffung der Sanktionen gegenüber Hartz 4 BezieherInnen 
ein.“

Neuer Text S. 50 Ze. 1415-1420 gemäß Ergänzungsantrag:

„3.3 Sozialpolitik vor Ort stärken – Gemeinsam statt einsam!
Eine effektive und wirksame Sozialpolitik besteht nicht nur darin, finanzielle
Einzelfallhilfe im Rahmen der Sozialgesetzbücher zu gewähren. Politisch mindestens
ebenso wichtig ist es, die sozialen Strukturen im Gemeinwesen zu stärken. Eine
sozialräumlich ausgerichtete Arbeit im Lebensumfeld der Bürgerinnen fördert den
Dreiklang von Eigenverantwortung, professioneller, auf den einzelnen Menschen
zugeschnittener Unterstützung und ehrenamtlicher Hilfe.

Wir GRÜNE haben uns als Landesverband dafür ausgesprochen, perspektivisch ein
bedingungsloses Grundeinkommen einzuführen. Ein solcher, grundlegender
Systemwechsel in der Sozial- und Steuerpolitik kann jedoch nicht von heute auf
morgen, nicht voraussetzungslos und auch nicht isoliert in einem einzigen Bundesland 
gelingen.“
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